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Goll: Landesregierung muss beim Rettungsdienst Aufsichtsrechte und
Gestaltungsspielraum nutzen

Zur aktuellen Situation des Rettungsdienstes in Baden-Württemberg sagte der innenpolitische Sprecher
der FDP-Fraktion, Prof. Dr. Ulrich Goll:

„Die großen Probleme im Rettungsdienst des Landes sind seit langem bekannt. Die jahrelange
Nichteinhaltung der gesetzlichen Hilfsfristen ist nicht zuletzt das Resultat der mangelnden Bereitschaft
von CDU, Grünen und SPD, u. a. folgende Probleme anzugehen:

Die Rettungsdienste leiden unter Personalmangel, der zum Ausfall von Einsatzschichten führt.
Gleichzeitig aber hat die Landesregierung mit den Rettungsdiensten und den Krankenkassen den
Ausbildungsbedarf auf 350 Ausbildungsplätze pro Jahrgang gedeckelt. Diese Deckelung muss
aufgehoben werden.
Rettungswagen werden zum Krankentransport eingesetzt, weil sich der Rettungswageneinsatz
lukrativer abrechnen lässt, der Krankentransport nicht rentabel ist. Wir fordern seit Jahren, dass
Rettungsdienst und Krankentransport getrennt werden und der Krankentransport ausreichend
finanziert wird.
Bereichspläne geben nicht die tatsächliche Situation und die Anforderungen der
Rettungsdienstbereiche wieder. Sie müssen endlich schneller aktualisiert und veröffentlicht
werden. Der Zuschnitt der Rettungsdienstbereiche ist zu überprüfen.
Es muss mehr Geld in den Rettungsdienst fließen, um mehr Personal und Material einsetzen zu
können. In Hessen gaben die Krankenkassen und Unfallversicherer 2016 47 Euro pro Einwohner
für den Rettungsdienst aus, bei uns waren es nur 40 Euro. In Hessen kamen so 2016 acht
Rettungswagen auf 100.000 Einwohner, in Niedersachsen gar zehn, bei uns waren es nur fünf
Rettungswagen.

Insgesamt muss die Landesregierung ihre exekutive Handlungsverweigerung beenden, ihre
Aufsichtsrechte und den vorhandenen Gestaltungsspielraum endlich nutzen.“


